
Regierung soll prüfen, wie sich Lücken  
im Bevölkerungsschutz füllen lassen 
Mit welchen Modellen – freiwillig oder verpflichtend – erhält der Bevölkerungsschutz mehr Personal? Dieser Frage widmet sich ein VU-Postulat. 

Elias Quaderer 
 
Liechtenstein kommt seiner 
Pflicht zum Bevölkerungsschutz 
zu wenig nach. Dieses alarmie-
rende Fazit zieht eine Studie der 
Stiftung Zukunft.li, die im Juni 
veröffentlicht wurde. Zwar seien 
die Feuerwehren relativ gut aus-
gebildet, doch in anderen Berei-
chen des Bevölkerungsschutzes 
sieht die Stiftung Zukunft.li per-
sonelle Lücken. Vor dem Hinter-
grund dieses Untersuchungser-
gebnisses reichte am Montag die 
VU-Fraktion ein Postulat ein. 
Das Ziel des Vorstosses: Die 
 Regierung soll prüfen, welche 
Massnahmen notwendig sind, 
um den Bevölkerungsschutzor-
ganisationen die dringende Re-
krutierung von neuen Mitglie-
dern  – im Speziellen Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen – 
zu erleichtern. «Besonders soll 
geprüft werden, welche Modelle 
sich für Liechtenstein eignen 
würden, um die notwendigen 
personellen Ressourcen für den 
Katastrophenfall sicherzustel-
len», heisst es im Postulat.  

Verpflichtendes Praktikum  
für mehrere Monate denkbar 
Die VU hat zur Stärkung des Be-
völkerungsschutzes sowohl frei-
willige als auch verpflichtende 

Modelle vor Augen. So wird im 
Postulat die Frage aufgeworfen, 
ob nicht auch ein verpflichten-
des mehrmonatiges «Bevölke-
rungsschutz-Praktikum» denk-

bar wäre, um junge Menschen 
für das Thema zu sensibili -
sieren. Spielt die VU-Fraktion 
also mit dem Gedanken, eine 
 Zivildienst-Pflicht analog zur 

Schweiz einzuführen? «Der Ge-
danke geht sicher in diese Rich-
tung. Aber wie ein solches Mo-
dell konkret für unser Land 
 auszugestalten wäre, wäre ein 

wichtiger Punkt, den die Regie-
rung in ihrem Prüfauftrag zu be-
antworten hätte», sagte der VU-
Abgeordnete Peter Frick gestern 
bei der Vorstellung des parla-
mentarischen Vorstosses. Doch 
bevor zu verpflichtenden Mass-
nahmen gegriffen wird, sollten 
laut Frick zunächst alle Anreize 
und Möglichkeiten, die auf 
 Freiwilligkeit basieren, ausge-
schöpft werden. 

Inspiriert von Studie 
der Stiftung Zukunft.li 
Die Stiftung Zukunft.li emp-
fiehlt in ihrer Studie einen 
«Freiwilligen Bevölkerungs-
schutz Liechtenstein», um die 
personellen Lücken zu füllen: 
Zu möglichst attraktiven Kondi-
tionen soll den Landesbewoh-
nern eine Grundausbildung im 
Bevölkerungsschutz angeboten 
werden. Dafür wäre jeder, der 
die Ausbildung absolviert hat, 
verpflichtet, einer Rettungsor-
ganisation beizutreten oder Teil 
eines Reservistenpools zu wer-
den, auf den im Notfall zurück-
gegriffen werden kann. 

Das von der Stiftung Zu-
kunft.li skizzierte Modell ist aus 
Sicht der VU-Fraktion ebenfalls 
prüfenswert. Darum soll die Re-
gierung in ihrer Postulatsbeant-
wortung auch darlegen, wie sich 

der Aufbau eines «Freiwilligen 
Bevölkerungsschutzes Liech-
tenstein» organisieren liesse. 

Wie viele Helfer pro 1000 
Einwohner braucht es? 
Daneben sieht der Vorstoss aber 
auch vor, dass die Regierung 
grundsätzlich eruiert, wie hoch 
der Personal-Sollbestand bei 
den einzelnen Hilfsorganisatio-
nen ist: «Wie viele aktive Feuer-
wehrleute, Samariter, Gemein-
deschützer etc. brauchen wir 
idealerweise pro 1000 Einwoh-
ner, um die Funktionsfähigkeit 
dieser Organisationen sicherzu-
stellen?», heisst es dazu im Pos-
tulat. Allerdings: Im Kontext 
der Studie von Zukunft.li wies 
das Amt für Bevölkerungs-
schutz darauf hin, dass bei gros-
sen Katastrophen Liechtenstein 
stets auf ausländische Hilfe an-
gewiesen sein wird – ungeach-
tet, wie vorbereitet das Land ist. 

Darauf angesprochen, mein-
te der VU-Abgeordnete Frick: 
«Auch ich bin überzeugt davon, 
dass wir im Katastrophenfall 
auf das Ausland angewiesen 
sind.» Aber bis die Hilfe aus 
dem Ausland eintrifft, könne es 
je nach Umständen dauern. 
Und in dieser Zeit müsse sich 
das Land so gut wie möglich 
selbst zu helfen wissen. 

Stellten die VU-Vorstösse vor: die Abgeordneten Günter Vogt (l.) und Peter Frick. Bild: D. Schwendener

Motion der VU: Land soll private Energiespeicher fördern 
Seit eineinhalb Jahren ist es  
eines der Lieblingsthemen der 
Liechtensteiner Politik: der tiefe 
Eigenversorgungsgrad des Lan-
des mit Energie. Parteiübergrei-
fend ist man sich einig, dass 
Liechtenstein zu stark von 
Stromimporten aus dem Aus-
land abhängig ist. Entsprechend 
wurden bereits verschiedenste 
Vorstösse und Ideen ausgearbei-
tet, wie sich der Eigenversor-
gungsgrad erhöhen liesse: Pho-
tovoltaikpflicht, Windräder und 
Rheinkraftwerk. Eine gestern 

eingereichte Motion der VU be-
fasst sich nun aber nicht mit der 
Produktion von Strom – sondern 
mit dessen Speicherung. Die Re-
gierung soll beauftragt werden, 
die gesetzlichen Grundlagen zu 
schaffen, um Energiespeicher zu  
fördern. 

Mit Kleinspeichern besser 
gegen Blackout vorbereitet 
«Momentan haben wir prak -
tisch keine Speicherkapazitäten 
ausser dem Pumpspeicherkraft-
werk Samina», hielt der VU-Ab-

geordnete Günter Vogt bei der 
gestrigen Pressekonferenz fest. 
Doch dieser Speicher reiche bei 
Weitem nicht aus, um bei mögli-
chen Stromausfällen als Notfall-
Energiequelle zu dienen und kri-
tische Geräte wie Beleuchtung, 
Kühlschränke, Heizungssystem 
oder medizinische Geräte wei -
ter mit Strom zu versorgen. Die 
Lösung für dieses Problem sieht 
die VU allerdings nicht in dem 
Bau eines weiteren Grosspei-
chers. Vielmehr soll durch ihre 
Motion der Einbau von Klein-

speichern für Privathaushalte 
mit Kapazitäten von bis zu 25 Ki-
lowattstunden unterstützt wer-
den. Mit der Förderung solcher 
Kleinspeicher «könnte auch in 
Strommangellagen oder bei 
Blackouts das Netz massiv ent-
lastet werden», zeigt sich die VU 
im Motionstext überzeugt.  

Förderung analog 
zu PV-Anlagen 
Wie Günter Vogt ausführte, 
schwebt der Partei für die Spei-
cher-Förderung ein Modell 

analog zur staatlichen Subven-
tion von Photovoltaikanlagen 
vor. «Es soll einen Unterstüt-
zungsbeitrag geben, damit man 
den Abschreibungszeitraum für 
den Kleinspeicher reduzieren 
kann und nicht auf 100 Prozent 
der Kosten sitzen bleibt», so 
Vogt.  

Wie hoch die Förderung 
konkret ausfallen soll, geht aus 
der Motion nicht hervor. An der 
Pressekonferenz schlug Günter 
Vogt vor, dass die öffentliche 
Hand Gelder in der Höhe von 

fünf Millionen Franken bereit-
stellt. «Wenn man sieht, dass 
die Nachfrage höher ist, kann 
man die Förderung noch erwei-
tern.» 

Zur Frage, welche Arten von 
Energiespeichern Anspruch auf 
eine Unterstützung hätten, 
heisst es im Motionstext: «Mög-
lichst alle verfügbaren Speicher-
technologien sollen berücksich-
tigt werden.» Faktisch dürfte 
mit der Motion aber vor allem 
der Einbau von Batteriespei-
chern gefördert werden. (equ)
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